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Der Stifter Johann Jobst Wagener

In der Frühen Neuzeit war die Fürsorge für arme und bedürŌ ige 

Menschen den Kommunen, in denen diese lebten, anheimge-

stellt. Diese sorgten in zwar unterschiedlichem Maße für „ihre 

Armen“, ohne kirchliche Einrichtungen und private IniƟ aƟ ven 

häƩ e die LebenssituaƟ on der von Armut betroff enen Menschen 

jedoch noch wesentlich schlechter ausgesehen, als sie es ohnehin 

schon war. Einer der Bürger, der diese SituaƟ on nicht hinnahm, 

war Johann Jobst Wagener.

Über ihn fi ndet man verstreut in verschiedenen Quellen 

Nachrichten, aus denen sich einige InformaƟ onen über das Leben 

des SƟ Ō ers und Anhaltspunkte über seine MoƟ vaƟ on, einen Teil 

seines Vermögens festzulegen und gegebenenfalls in eine Armen-

sƟ Ō ung zu überführen, ergeben.

Johann Jobst Wagener wurde in Hameln am 1. März 1712 als 

Sohn des Bäckermeisters Johann Berend Wagener und der Ilse 

Katharina Fischer geboren. Dem Großvater Clages Wagener war 

es gelungen, in Hameln in das Bäckeramt einzutreten und das 

Bürgerrecht zu erwerben. Obwohl Johann Jobst der älteste Sohn 

war, verließ er Hameln und trat in Hannover in eine Weißbäckerei 

ein. Wo er sein Handwerk erlernte, ist unbekannt.1

Er lebte dann als Bäckeramtsmeister2 in der Neustadt Hannover. 

Seine Bäckerei befand sich mit großer Wahrscheinlichkeit in dem 

Gebäude am Steinweg (später Calenbergerstraße Nr. 14). Die 

nachfolgende Nutzung dieses Hauses, das er dem Fideikommiß3 

zuwies, lässt auf eine Bäckerei schließen, denn der Sohn des 

SƟ Ō ers, ebenfalls Bäcker, nutzte zunächst das Gebäude und 

als es von der SƟ Ō ung übernommen wurde, war es an einen 

Bäcker vermietet.4 Vermutlich haƩ e die Familie Wagener dort 

auch ihre Wohnung, denn das Zusammenfallen von Arbeits- und 

WohnstäƩ e war in den Handwerksbetrieben der damaligen Zeit 

durchaus üblich.

Im Jahr 1740 haƩ e Johann Jobst Wagener die fünf Jahre ältere 

Ilse Sophie Leweken aus der Altstadt Hannover geheiratet. Es 

kamen sechs Kinder zur Welt, von denen drei schon früh starben. 

Die Ehefrau starb am 7. November 1772 nach 32 Ehejahren.5 

Zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung haƩ e Johann Jobst 

Wagener noch drei unverheiratete Kinder: Johann Bernhard, 

Dorothea Magdalena und Sophia Louise.6 Sein Sohn haƩ e zeitle-
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bens im Betrieb seines Vaters mitgearbeitet, wofür ihm dieser 

ein Praelegat vermachte. Dazu gehörte nicht nur das gesamte zur 

Bäckerei gehörige Handwerkszeug, sondern auch ein Garten in 

der Andertenschen Wiese vor dem Clevertor mit Gartenhaus und 

Geräten.7

Ferner war Johann Jobst Wagener Mitglied der Neustädter St. 

Johannisgemeinde, denn er verfügte dort über einen Kirchenstuhl 

und ein Erbbegräbnis auf dem Neustädter Kirchhof.8

Dass der Bäckeramtsmeister ein vermögender Mann war, 

kann man aus dem in seinem Testament angeführten Nachlass 

schließen. Er stellte nicht nur ein Fideikommiß im Wert von 30.000 

Rtl. Gold zusammen und vererbte zwei Nachbarskindern jeweils 

500 Rtl., sondern wies auf die Billigkeit seiner Nachlassregelung 

hin, indem er schrieb: „Gleich wie ich dafür halte, daß meine 

Kinder um so weniger Ursache haben, sich über das im vorher-

gehenden von mir geordnete Fideicommiss zu beschwehren, weil 

das Vermögen, über welches ich ihnen freie ungebundene Hände 

und eine unumschränkte disposiƟ on lasse die Summa des errich-

teten Fideicommiss übersteigt.“9 Auf seinem Grabstein wurde 

Johann Jobst Wagener als Bürger, Weißbäcker und Handelsmann 

bezeichnet.10

In seinem Testament, das Johann Jobst Wagener am 17. August 

1784 verfasste, versorgte er zunächst und vorrangig seine eigene 

Familie, d. h. seine Kinder und deren Nachkommen. Es war ihm 

wichƟ g, diese langfrisƟ g fi nanziell abzusichern, denn zu seiner 

Zeit drohte im Fall von Krankheit oder Alter die Verarmung, wenn 

kein Vermögen vorhanden war, durch das man gesichert war. Zum 

in das Fideikommiß überführten und damit unveräußerlichen 

Vermögen gehörten das Stammhaus der Familie, der Kirchenstuhl 

und das Erbbegräbnis, also Besitztümer die langfrisƟ g im Famili-

enbesitz gehalten werden sollten.

Die in ein Familienfi deikommiß überwiesenen Vermögensteile 

waren nicht nur unverkäufl ich, sondern durŌ en auch nicht 

verpfändet oder beliehen werden. Da dadurch aber FinanzmiƩ el 

dem WirtschaŌ skreislauf prakƟ sch entzogen waren und die 

ökonomische Entwicklung behindert wurde, schaŏ  e man dieses 

RechtsinsƟ tut schließlich ab.11

Johann Jobst Wagener berücksichƟ gte in seinem Testament 

auch den Fall, dass seine Familie aussterben würde. Für diesen 

Fall sollte eine ArmensƟ Ō ung gegründet werden, der die Erträge 

des Fideikommisses zufl ießen würden. Im Testament Johann 

Jobst Wageners gibt es einige Hinweise auf seine MoƟ ve, ein 

ArmeninsƟ tut zu gründen. Schon in der Einleitung wird seine 

christliche Grundhaltung deutlich, denn er schrieb, er habe 

seine Güter und sein Vermögen durch GoƩ es Segen erworben.12 

Seine „SƟ Ō ung zu milden Sachen“ begründete er mit der ihm zu 

Herzen gehenden Not vieler Bürger der Neustadt Hannover, bei 

der er noch eine Zunahme und Verschlimmerung befürchtete. Er 

wollte ausdrücklich die „Armuth bürgerlichen Standes“ mindern, 

insbesondere aber seinen alten Mitbürgern helfen. Falls nämlich 

Bewohner der Neustadt, die nicht dem Bürgerstande angehörten, 

im hohen Alter in Not gerieten, so sollten auch diese aus seiner 

SƟ Ō ung unterstützt werden. Die Summe, die er der Stadt Hameln 

vermachte, sollte an Hausarme aus der dorƟ gen BürgerschaŌ  

verteilt werden.13

Johann Jobst Wagener wollte also vor allem den Menschen 

helfen, denen er sich durch seine HerkunŌ  und sein eigenes 

Leben besonders verbunden fühlte, nämlich Bürgern der hanno-

verschen Neustadt und seines Geburtsortes Hameln. Man kann 

davon ausgehen, dass er die Verarmung von Mitbürgern durch 

Krankheit oder Alter in seinem näheren Umfeld selbst erlebt 

haƩ e. Insbesondere die Altersarmut durch Verlust der Arbeitsfä-

higkeit war ein Problem seiner Zeit, in der es noch keine Sozialver-

sicherungen gab und alte Menschen vor allem auf die Unterstüt-

zung durch ihre Kinder angewiesen waren. Johann Jobst Wagener 

ging es um seinen Nächsten auch im wörtlichen Sinne, nämlich 

um Menschen aus seinem Lebenskreis und seiner Nachbar-

schaŌ . Vielleicht kommt seine protestanƟ sche Haltung darin zum 

Ausdruck, dass er vor allem Menschen in unverschuldeter Notlage 

bedachte.

Johann Jobst Wagener starb am 3. April 1785.14 Die letzte Erbin 

Madame Houdart, geb. Wagener, verstarb am 25. Februar 1853,15 

so dass das im Fideikommiß festgelegte Vermögen von diesem 

Zeitpunkt an für die Armenfürsorge in der Calenberger Neustadt 

zur Verfügung stand.
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Die Fundierung der Stiftung im 
Testament des Stifters

Johann Jobst Wagener traf über seinen Nachlass folgende Verfü-

gungen:

- Als Erben setzte er seinen Sohn Johann Bernhard Wagener und 

seine beiden Töchter Dorothea Magdalena und Sophia Louise 

ein.16

- Von seinem Nachlass sollten zunächst zwei PosiƟ onen ausge-

sondert werden, nämlich: 

1. eine Summe von dreißigtausend Talern Gold, die mit Fidei-

kommiß belegt wurde, deren Zusammensetzung ausführlich 

spezifi ziert wurde und deren Erträge den Kindern und ihren 

Nachkommen zur Nutzung zur Verfügung stehen sollten,17

2. das für den Sohn besƟ mmte Praelegatum.

- Das restliche Vermögen sollte gleichmäßig unter die drei Kinder 

verteilt werden, wobei im Falle einer Heirat gegebene MitgiŌ en 

angerechnet werden sollten.18

Die Vermögensteile, die unter das Fideikommiß fallen sollten, 

wurden von Johann Jobst Wagener genau spezifi ziert und ihr 

Wert von ihm geschätzt. Es wurden im Testament verzeichnet:

1. „mein zwischen Alerten und Bünnings Häusern belegenes 

Vorder- und Hinter-Haus nebst dem MiƩ el-Hause und Seiten-

Flügel, auch dem Kirchen-Stuhl und Stellen in der Neustädter St. 

Johannis-Kirche, und dem Erb-Begräbnis auf dem Neustädter 

Kirchhofe, wovon das Vorder-Haus an den Steinweg und das 

Hinter-Haus an den Brand gehet, welche sämmtliche Gebäude 

und deren Werth ich hiemit zu Drei Tausend Thaler anschlage.

2. Die beiden Erb-Meyer-Höfe zu Oerie Amts Calenberg und zu 

Vörie Amts Coldingen, deren ersterer vor jetzo von Johann 

Dietrich Hogrefen, deren andern aber von Jobst Heinrich 

Baumgarten culƟ viret wird, welche ich zu Achtzehn hundert 

Thaler hiemit anschlage.

3. Die käufl ich von mir acquirirte Erythropelsche Erb-Länderei theils 

in dem Hochadelichen Gerichte Reden, theils in der PaƩ enser 

Feld-Mark Amts Calenberg belegen zu Fünfzehnhundert Thaler.

4. Den von mir angekauŌ en Everschen Garten vor dem Calenber-

gischen Thore, voran in der Glock-See, zwischen des AdvocaƟ  

Königs und des Goldschmiedes Schmidt Gärten belegen, wovon 

ich zweene Gärten machen lassen, zusamt denen darauf 

stehenden Gebäuden, zu Zwey Tausend Thaler,

5. Die angekauŌ e in der Glocksee belegene ehemalige Breigersche 

Erb-Länderei zu Zwey Tausend Zwey hundert Thaler.

6. Die angekauŌ e Acht Morgen Tebbische Erb-Länderei in der 

PaƩ enser Feldmark Amts Calenberg, am Jeinser Wege und zwar 

im Heidfelde belegen zu FünĬ undert Thaler.

7., Die sämmtlichen Berg-Theile am Harze, als

a  Fünf AchƩ heile Kux Carolina

b  Eine halbe Kux Dorothea

c  Anderthalb Kux auf dem Kranich

d  Eine Kux Gabe GoƩ es und Rosenbusch

e  Eine Kux Katharina Neufang,

f  Eine Kux Samson

Welche insgesamt von mir acquiriret sind und gerechnet werden 

zu Sechs Tausend Thaler.

… Die nach Abzug dieser Sieben Pöste zu Siebenzehn Tausend 

Thaler insgesamt in Pistolen zu fünf Thalern gerechnet an der 

zum Fideicommiss besƟ mmten Summe der Dreißig Tausend Thaler 

annoch fehlende Dreizehen Tausend Thaler anlangend, dazu soll 

die sicher belegte Capitalia erwählt und angenommen werden.“19

Die Verwaltung des Fideikommiß wurde genau festgelegt, vor 

allem aber traf Johann Jobst Wagener Verfügungen darüber, wie 

mit dem Fideikommiß-Vermögen im Falle der Einrichtung eines 

ArmeninsƟ tuts verfahren werden sollte. Die dem Fideikommiß 

zugehörigen Immobilien durŌ en der Sohn Johann Bernhard und 

seine Nachkommen gegen Verzinsung des Wertes in Höhe von 4½ 

bzw. 4% nutzen. Die ZinseinkünŌ e hieraus sowie aus den Kapita-

lien und die Erträge aus den Bergwerksanteilen sollten zweimal 

jährlich unter den Geschwistern bzw. deren Erben aufgeteilt 

werden. Die Verwaltung dieser Verfügung sollte zunächst der 

Sohn, dann ein von ihm und seinen Geschwistern besƟ mmter 

Nachfolger übernehmen.20

Die BesƟ mmungen über die Verwendung des Fideikommiß-

Vermögens im Falle des Aussterbens der Erben wurden in einem 

gesonderten AbschniƩ  ausführlich dargelegt.21

Von besonderer Bedeutung waren folgende Sachverhalte:

- Die SƟ Ō ung „zu milden Zwecken“ sollte den armen, kranken, 

ratlosen und notleidenden Personen bürgerlichen Standes 

in der Neustadt Hannover zu Gute kommen. Besonders alte 

Menschen sollten Unterstützung fi nden; hier wurden sogar 

betagte Personen, die nicht zum Bürgerstand gehörten, einbe-

zogen.22
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- Ein fester Betrag von 100 Rtl. Gold sollte jährlich dem Magistrat 

der Stadt Hameln übersandt werden, der damit zehn Hausarme 

unterstützen sollte.23

- Die DirekƟ on und ExekuƟ on des ArmeninsƟ tuts sollte der 

Gerichtschulze des Gerichtschulzenamts der Alt- und Neustadt 

Hannover übernehmen. Dieser sollte zwei rechtschaff ene 

Männer aus der Neustädter BürgerschaŌ  ernennen, die 

jährliche abwechselnd die Rechnungsführung der SƟ Ō ung, die 

Einnahme der Gelder und die Verteilung der EinkünŌ e an die 

BedürŌ igen persönlich wahrnehmen sollten. Die der SƟ Ō ung 

gehörenden Wertpapiere sollten in gerichtliche Verwahrung 

gegeben werden.24

- Die BedürŌ igkeit der von der SƟ Ō ung versorgten Personen 

sollte das Geistliche Ministerium, nämlich der Generalsuperin-

tendent und der HoŅ apellan der Neustädter Hof- und Stadt-

kirche beglaubigen und bescheinigen.25

- Als Aufwandsentschädigung für die Wahrnehmung der 

verschiedenen FunkƟ onen wurden festgesetzt: für den 

Gerichtschulzen 50 Rtl. Gold, für den jeweiligen Receptor und 

Rechnungsführer 50 Rtl. Gold, für die beiden Geistlichen jedem 

3 Louisdor jährlich.26

- Es sollte auf keinen Fall zu einer Vermengung des Wagener-

schen ArmeninsƟ tuts mit anderen Einrichtungen kommen. 

Auch wurde ausdrücklich untersagt, die auŅ ommenden Gelder 

zu anderen als zu den besƟ mmten Zwecken zu verwenden. 

Sollte dieser Fall eintreten, so würde das SƟ Ō ungsvermögen an 

die Stadt Hameln transferiert werden.27

- Ferner wurde die Veräußerung oder Verpfändung der zum 

Fideikommiß gehörigen Immobilien ausdrücklich untersagt. 

Auch hier wurde im Falle eines Verstoßes die Kaduzierung der 

SƟ Ō ung und Transferierung nach Hameln angedroht.28

Diese BesƟ mmungen waren insofern von Bedeutung, als dass sie 

die Arbeit der SƟ Ō ung für die weitere ZukunŌ  festlegten. Immerhin 

nahm die SƟ Ō ung erst achtundsechzig Jahre nach dem Tod des 

SƟ Ō ers ihre Arbeit auf, so dass sich das Umfeld und die Rahmen-

bedingungen, in denen diese SƟ Ō ung dann wirkte, deutlich verän-

dert haƩ en. Abweichungen von den testamentarischen Verfügungen 

waren jedoch nur mit ausdrücklicher gerichtlicher Genehmigung 

möglich, worauf im Weiteren noch eingegangen wird. Wenn 

man die Entwicklung der SƟ Ō ung in der zweiten HälŌ e des 19. 

Jahrhunderts beurteilen will, muss man die durch das Testament 

bestehenden Einschränkungen stets berücksichƟ gen. Dies betraf 

sowohl den Kreis der durch die SƟ Ō ung unterstützten Personen 

als auch die Verwaltung des SƟ Ō ungsvermögens.

Die Weiterentwicklung des von der SƟ Ō ung übernommenen 

Vermögens unterlag also starken Beschränkungen, wobei der 

SƟ Ō er nicht alle zukünŌ igen Entwicklungen voraussehen konnte.

Die fi nanzielle Entwicklung 
der Stiftung im 19. Jahrhundert

Nach dem Tod der letzten Erbin Johann Jobst Wageners gab es 

eine zunächst Auseinandersetzung zwischen dem Magistrat der 

Stadt Hannover und dem königlichen Amtsgericht darüber, wem 

nach Aufl ösung des Gerichtschulzenamtes der Alt- und Neustadt 

Hannover die DirekƟ on der SƟ Ō ung zustände. Das königliche 

Amtsgericht sah sich als Rechtsnachfolger des Gerichtschul-

zenamtes und diese Auff assung wurde letztlich höheren Ortes 

auch bestäƟ gt, so dass forthin die DirekƟ on der SƟ Ō ung beim 

königlichen Amtsgericht in Hannover, später dann beim könig-

lich-preußischen Amtsgericht in Hannover lag.29

Das Vermögen, das der Johann Jobst Wagenerschen SƟ Ō ung zur 

Verfügung stand, als diese 1853 ihre Arbeit aufnahm, bestand aus 

Barvermögen, Immobilien, Meyergefällen und Bergwerksanteilen. 

Dieses Vermögen wurde in der Rechnung des Jahres 1860/61 

erstmals detailliert aufgelistet.30 Dabei ist festzuhalten, dass das 

im Fideikommiß festgelegte Vermögen fast unverändert erhalten 

geblieben war, als das königliche Amtsgericht in Hannover das 

Fideikommiß übernahm und die Johann-Jobst-Wagenersche 

SƟ Ō ung als ArmeninsƟ tut fundiert wurde. Es haƩ e weder Veräu-

ßerung von immobilen Vermögensbestandteilen gegeben, noch 

war Barvermögen z. B. durch Zahlungsunfähigkeit der Gläubiger 

verloren gegangen.

Die SƟ Ō ung besaß zwei Häuser in der Calenberger Neustadt, 

nämlich das Haus Calenbergerstraße Nr. 15 (später 14) und das 

Hinterhaus desselben an der Brandstraße, später Wagenerstraße 

Nr. 10. Ferner gab es zwei Gärten in der Glocksee, auf denen 

sich ebenfalls Häuser befanden, die Häuser Glocksee Nr. 40 (Cat. 

Nr. 34) und 39 (Cat. Nr. 33). Diese Häuser brachten der SƟ Ō ung 

dadurch Erträge, dass sie vermietet waren. Allerdings ist in jeder 
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Rechnung vermerkt: „Die Häuser befi nden sich sämmtlich in 

einem schlechten baulichen Zustande.“31

Neben den bebauten Grundstücken besaß die SƟ Ō ung noch 

Garten- und Wiesenländereien in der Glocksee (insgesamt 14 

Morgen, 8 Quadratruthen, 12 Quadraƞ uß in 18 Parzellen geteilt) 

und Ländereien in der PaƩ enser Feldmark (30 Morgen 35,93 

Quadratruthen), die verpachtet waren.32

Aus den Erbmeyerhöfen in PaƩ ensen nahm die SƟ Ō ung Meyer-

gefälle ein, die jährlich 8 Malter Roggen, 8 Malter Gerste und 8 

Malter Hafer in alten PaƩ enser Maßen betrugen und nach der 

Ablieferung verkauŌ  wurden.33

Die Bergwerksanteile der SƟ Ō ung waren im Oberharz gelegen und 

bestanden aus ½ Kux Dorothea, ⅝ Kux Caroline, ¾ Kux Kranich, 1 

Kux GoƩ es Gabe und Rosenbusch und 1 Kux Catharina Neufang.34

Das Barvermögen belief sich am 25. Februar 1853 auf 1.200 

Rtl. Courant und 13.000 Rtl. Gold, die zum Teil in ObligaƟ onen 

angelegt, zum Teil an Privatpersonen verliehen waren.35

Im Weiteren soll auf die Vermögensentwicklung der SƟ Ō ung 

eingegangen werden, in der sich auch die wirtschaŌ lichen und 

poliƟ schen Entwicklungen, die im 19. Jahrhundert staƪ  anden, 

widerspiegeln. Dabei sollen die verschiedenen Vermögensteile 

zunächst einzeln betrachtet werden, um die Gesamtentwicklung 

schließlich zusammenfassend beurteilen zu können.

Die beiden Häuser in der Stadt

Die beiden Häuser in der Calenberger Neustadt, von Johann 

Jobst Wagener als „mein zwischen Alerten und Bünnings Häusern 

belegenes Vorder- und Hinter-Haus nebst dem MiƩ el-Hause und 

Seiten-Flügel, …, wovon das Vorder-Haus an den Steinweg und 

das Hinter-Haus an den Brand gehet“ bezeichnet, waren zur Zeit 

der Gründung der SƟ Ō ung an den Bäckermeister Conrad Helmke 

vermietet. Dieser Mietvertrag, der seit 1816 bestanden haƩ e und 

der mehrfach verlängert wurde, brachte der SƟ Ō ung jährlich 300 

Rtl. Gold ein.36

Bei der Neuvermietung an den Bäckermeister Ernst Lampe ab 

dem 1. Januar 1864 wurde dann der Gebäudekomplex geteilt. 

Der Bäckermeister mietete das Vorder- und MiƩ elhaus nebst 

den beiden Seitenfl ügeln an der Calenbergerstraße 15, während 

das Hinterhaus an der Wagenerstraße 10 etagenweise an vier 

Parteien vermietet wurde.37 Die Mieten wurden in den folgenden 

Jahrzehnten moderat, aber konƟ nuierlich angehoben (siehe 

Tabelle 1).38

In diese Gebäude musste jedoch auch ständig invesƟ ert werden. 

In der Rechnung wurden unter „Ausgaben an Bau- und Reparatur-

kosten“ fast jedes Jahr kleinere Beträge für diese beiden Häuser 

verbucht. Diese übersƟ egen zum Teil sogar die jährlichen Mietein-

nahmen, so im Jahr 1864/65, als für das Haus Wagenerstraße 10 

173 Rtl. 20 ggr. 9 Pf. aufgewendet wurden, im Jahr 1867/68, wo 

wohl auch im Rahmen der Neuvermietung an den Bäckermeister 

Carl Büermann zahlreiche Reparaturen vorgenommen wurden, 

die 362 Rtl. 21 ggr. 8 Pf. kosteten, im Jahr 1875/76, als die Repara-

turen mit 864 Mark 46 Pf. fast die Miete auĩ rauchten, und vor 

allem im Jahr 1878/79, als 2.881 Mark 22 Pf. Kosten entstanden, 

da die beiden Seitenfl ügel abgebrochen wurden und ein neuer 

Flügel zwischen den Häusern errichtet wurde. Für dieses Bauvor-

haben mußte eine Genehmigung des königlichen Amtsgerichts 

eingeholt werden.39

Im Jahr 1882 wurde das Haus an der Wagenerstraße aufwendig 

repariert. Hier mußten neue Schornsteine aufgeführt werden, 

wofür insgesamt 575,97 Mark verbucht wurden.40

Weitere Aufwendungen entstanden durch den Ausbau der städƟ -

schen Infrastruktur. 1880 wurde das Haus Calenbergerstraße 14 

an die städƟ sche Wasserleitung angeschlossen, was 330 Mark 56 

Pf. kostete. 1886 kostete der Anschluss des Hauses Wagenerstraße 

10 dann 130 Mark. In diesem Falle wurde jedoch ausdrücklich 

vermerkt, dass das aufgewendete Kapital durch Mieterhöhungen 

amorƟ siert werden sollte. Das Wassergeld wurde selbstverständ-
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lich den Mietern in Rechnung gestellt. Schließlich wurden 1898 

beide Gebäude an die KanalisaƟ on angeschlossen, was 2.146,65 

Mark kostete.41

Der Wert der Gebäude wurde im Testament mit 3.000 Rtl. 

Gold veranschlagt. Die Mieteinnahmen lagen stets höher als

10% dieser Summe. Allerdings sind von dieser Rendite die 

so unterschiedlich anfallenden Bau- und Reparaturkosten 

abzurechnen. Die Wertsteigerung, die diese Gebäude im Laufe der 

Jahre erfuhren, müssten bei einer Renditeberechnung ebenfalls 

berücksichƟ gt werden, was aber nicht möglich ist, da der Wert 

der Gebäude in den Rechnungen niemals vermerkt wurde. Dass 

die Häuser erheblich an Wert gewannen, wurde erst deutlich, als 

diese im Jahr 1905 an Bernhard Büermann zu einem Preis von 

40.000 Mark verkauŌ  wurden.42

Das in diesem Zusammenhang ebenfalls in das Fideikommiß 

überwiesene Erbbegräbnis wurde von der SƟ Ō ung weiterhin 

betreut. In den „Ausgaben, insgemeine“ wurden jedes Jahr Posten 

für die Grabpfl ege oder die Reinigung der Grabsteine verbucht.43

Die beiden Häuser mit Gärten 
in der Glocksee

Zum Fideikommiß gehörte der „Everschen Garten vor dem Calen-

bergischen Thore, voran in der Glock-See, zwischen des AdvocaƟ  

Königs und des Goldschmiedes Schmidt Gärten belegen, wovon ich 

zweene Gärten machen lassen, zusamt denen darauf stehenden 

Gebäuden,“ die im SƟ Ō ungsvermögen unter den Häusern als Haus 

Glocksee No 40 und No 39 und unter den Gärten und Ländereien 

als Garten Glocksee No 40 und No 39 verzeichnet wurden. Diese 

Immobilien waren ebenfalls vermietet und brachten beständig 

steigende Einnahmen (siehe Tabelle 2).44 

Wie in allen Rechnungen vermerkt wurde, befanden sich auch 

diese Häuser in schlechtem Zustand, weshalb sie 1875 abgebro-

chen wurden.45 Zu dieser Zeit war die Firma Hartmann & Hauers 

Pächter der Immobilie und man haƩ e bereits Verhandlungen über 

einen Verkauf aufgenommen.

Die langwierigen Verhandlungen über diesen Verkauf hängen 

nicht nur mit dem Testament des SƟ Ō ers zusammen, der einen 

Verkauf der Fideikommiß-Güter ausdrücklich untersagt haƩ e, 

sondern auch mit der unterschiedlichen Interessenlage der betei-

ligten Parteien. Da dies zum einen für die weitere Vermögensent-

wicklung der SƟ Ō ung von großer Bedeutung war, zum andern aber 

auch ein Licht auf die allgemeine Zustände der Armenfürsorge in 

Hannover wirŌ , soll dieser Prozess genauer dargestellt werden.

Aus dem Jahr 1872 stammt eine erste Anfrage der SƟ Ō ungs-

verwaltung bezüglich des Verkaufs von Grundbesitz.46 Die 

Verhandlungen über diesen Verkauf wurden dann im Jahr 1874 

aufgenommen. Den Administratoren und der DirekƟ on war der 

SƟ Ō ung bewusst, daß sie sich hinsichtlich der Verfügungen des 

SƟ Ō ers rechtlich absichern mussten, da sonst die Kaduzierung 

der SƟ Ō ung zu Gunsten des Magistrats der Stadt Hameln drohte. 

Deshalb wurden zwei Rechtgutachten bei den Juristenfakultäten 

der Universitäten Göƫ  ngen und Halle in AuŌ rag gegeben, die 

übrigens auch mit Kosten verbunden waren.47

Begründet wurde die Rechtmäßigkeit des Verkaufs mit der 

Nützlichkeit desselben für die SƟ Ō ung. Durch die enorme Steige-

rung des Wertes dieser Immobilien war es nämlich erheblich 

ertragreicher das Kapital verzinslich anzulegen, als die Grund-

stücke weiterhin zu verpachten.48

Hinzu kam, dass in diesem Falle ein sehr guter Verkaufspreis 

erzielt werden konnte. Man haƩ e im September 1874 den Wert 

des Besitzes schätzen lassen.49 Am 22. Oktober 1874 richtete das 

königliche Amtsgericht ein Schreiben an die Landdrostei, in dem 

man unter Bezugnahme auf die beiden jurisƟ schen Gutachten um 

Genehmigung für das Vorhaben nachsuchte.50
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„Zuvor haben sich die Juristenfakultäten zu Göƫ  ngen und zu 

Halle in den beiden als Anlagen D und E gehorsamst überwie-

senen Rechtsgutachten übereinsƟ mmend dahin ausgesprochen, 

daß jenes Veräußerungsverbot sich auf den Fall einer Veräuße-

rung von SƟ Ō ungsgut, soweit sich eine solche nach ordnungsmä-

ßigen Verwaltungsgrundsätzen als nothwendig oder als in hohem 

Grade nützlich herausstelle, nicht erstrecke und die hier in Frage 

stehende Veräußerung von SƟ Ō ungsgut in der SƟ Ō ungsurkunde 

mit der Strafe der Kaduzität der SƟ Ō ung zu Gunsten der Stadt 

Hameln nicht belegt worden sei.“51

Demnach häƩ e einem Verkauf der SƟ Ō ungsgrundstücke nichts 

mehr entgegen gestanden. Der Magistrat der Stadt Hannover 

haƩ e jedoch ein eigenes Gutachten eingeholt. Man scheute das 

Prozessrisiko und legte bei der Landdrostei Protest gegen die 

Genehmigung ein.52

Somit war die SƟ Ō ung gezwungen, die Bedenken des hanno-

verschen Magistrats auszuräumen, wenn sie einen Dispens von 

dem Veräußerungsverbot erreichen wollte. Dies konnte schließ-

lich dadurch erreicht werden, dass man mit dem Magistrat der 

Stadt Hameln am 7./19. Juni 1877 einen Vergleich schloss, in dem 

dieser gegen die einmalige Zahlung von 10.000 Mark auf das 

Recht verzichtete, in diesem aber auch in zukünŌ igen Fällen eines 

Immobilienverkaufs Klage zu erheben.53

Nach dem mit der Stadt Hameln geschlossenen Rezeß ließen sich 

die Bedenken des hannoverschen Magistrats nicht mehr aufrecht 

zu erhalten. Letztlich ersuchte die Landdrostei den Oberpräsi-

dent der Provinz Hannover in dem ausführlichen Bericht vom 11. 

September 1877 um die Genehmigung nach, die Erlaubnis zur 

Veräußerung zu erteilen.54

Es musste noch geklärt werden, welche Behörde überhaupt für die 

Erteilung eines solchen Dispenses zuständig war. Nach einem Brief-

wechsel mit den Behörden in Berlin kam man zu dem Ergebnis, 

dass eine landesherrliche Erlaubnis vorliegen müsse. Diese wurde 

am 29. Oktober 1877 erteilt und nach Hannover weitergeleitet.55 

Das königliche Amtsgericht und der Magistrat der Stadt Hannover 

wurden über diese Entscheidung in Kenntnis gesetzt.56

Somit konnte am 21./23. November 1877 der Kaufvertrag mit der 

Firma Hartmann & Hauers geschlossen werden und die beiden 

Gartengrundstücke in einer Größe von 2 Morgen 52 Quadra-

truthen und 167 Quadraƞ uß wurden zu einem Preis von 49.500 

Mark verkauŌ . Im selben Jahr, am 23. November, wurde dann 

auch die Vergleichssumme von 10.000 Mark an den Magistrat der 

Stadt Hameln überwiesen.57

Die SƟ Ō ung konnte durch die Kapitalisierung des von Johann Jobst 

Wagener auf 2.000 Taler Gold geschätzten Grundbesitzes die 

erhebliche Wertsteigerung dieser Grundstücke realisieren, auch 

wenn ein Teil der Summe für den Vergleich mit dem Magistrat 

in Hameln aufgewendet werden mußte. Für die SƟ Ō ung war die 

Aushandlung dieses Vergleichs und das Erwirken der Erlaubnis 

zur Grundbesitzveräußerung unter besƟ mmten Bedingungen 

von grundlegender Bedeutung, besaß sie doch weitere wertvolle 

LiegenschaŌ en in unmiƩ elbarer Nähe zur Stadt Hannover.

In Bezug auf die Armenfürsorge der Stadt Hannover wird deutlich, 

dass der Magistrat der Stadt ein großes Interesse daran haƩ e, die 

EinkünŌ e der SƟ Ō ung den hiesigen Armen zu erhalten. Immerhin 

unterstützte die Wagenersche SƟ Ō ung in dieser Zeit etwas mehr 

als 70 BedürŌ ige mit über 1.400 Rtl. im Jahr.58  Obwohl die Finanz-

lage der SƟ Ō ung durch den Verkauf deutlich verbessert wurde, 

ist es verständlich, dass der Rat zunächst Bedenken haƩ e, diesen 

Weg einzuschlagen, denn ein verlorener Prozess gegen die Stadt 

Hameln wäre für die Armenfürsorge der Stadt Hannover ein 

großer Verlust gewesen.

 

Die Garten- und Wiesenländerei in 
der Glocksee

Die SƟ Ō ung besaß laut Testament die „in der Glocksee belegene 

ehemalige Breigersche Erb-Länderei“, die insgesamt 14 Morgen, 8 

Quadratruthen, 12 Quadraƞ uß umfaßte, in 18 Parzellen geteilt und 

verpachtet war.59 Im Jahr 1855 wurden diese Ländereien vermessen 

und karƟ ert, wobei auf der Karte auch die beiden oben behandelten 

Gärten Nr. 39 und 40 (Lit. S. und T.) dargestellt wurden, so dass der 

gesamte hier verzeichnete Besitz 16 Morgen 67 Quadratruthen 62 

Quadraƞ uß umfasste.60 Diese KarƟ erung, die den Grundbesitz sehr 

detailliert, jedoch nicht die gesamte Glocksee darstellt, wurde auch 

in die Stadtkarte von 185461 übertragen.

In Bezug auf diesen Landbesitz war die für die beiden Glocksee-

Gärten erreichte Entscheidung über die Möglichkeiten der 

Veräußerung zukunŌ sweisend. Dieses Land, unmiƩ elbar vor den 

Toren der Stadt zwischen der Neustadt Hannover und dem Dorf 

Linden gelegen, gewann nach der Niederlegung der Festungs-
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anlagen62 und der Neuplanung im Zuge der Stadterweiterung

bedeutend an Wert.63

Die Pachteinnahmen, die in Tabelle 3 dargestellt sind, wurden 

zwar auch regelmäßig erhöht, vor allem im Verzuge von Neuver-

pachtungen,64 allerdings brachte das jeweils aus einem Teilver-

kauf gewonnene Kapital erheblich höhere Renditen, so dass 

das Gelände im Laufe der Zeit zu einem großen Teil veräußert 

wurde. Zudem standen den Pachteinnahmen zum Teil erhebliche 

Ausgaben gegenüber, die daraus resulƟ erten, dass die Uferab-

brüche an Ihme und Leine ausgebessert werden mussten. Neben 

kleineren Ausgaben dieser Art, die fast jedes Jahr anfi elen, gab 

es auch Jahre, in denen die Kosten für Uferarbeiten die Pachtein-

nahmen übersƟ egen. Im Rechnungsjahr 1859/60 wurden hierfür 

219 Rtl. 1 ggr. 5 Pf. ausgegeben, im Jahr 1861/62 waren es 

320 Rtl. und im Jahr 1863/64 396 Rtl. 7 ggr. 5 Pf. Noch stärker 

erhöhten sich die Ausgaben um 1880 herum. So waren im Jahr 

1879 1.142,50 Mark für Uferbauarbeiten an Ihme und Leine zu 

zahlen, im Jahr 1881 wurden 783,50 Mark aufgewandt und im 

Jahr 1885/86 waren es 942,00 Mark.65

Im Gegensatz zu anderen Aufwendungen, die z. B. für die 

verschiedenen Gebäude anfi elen, wurden diese Arbeiten auf 

Anweisung der Behörden der Stadt Hannover vorgenommen, d. 

h. die SƟ Ō ung konnte hier nicht ihren fi nanziellen Möglichkeiten 

entsprechend invesƟ eren. Hierdurch mußte zeitweise sogar auf 

das SƟ Ō ungskapital zurückgegriff en werden.66 Die Kapitalminde-

rung im Jahr 1879/80 um über 3.000 Mark resulƟ erte aus den 

sehr hohen Uferbaukosten sowie dem Umbau des Hauses an der 

Calenbergerstraße. In den darauff olgenden Rechnungsjahren 

musste die Ausgaben verringert werden, so dass der Kapitalbe-

stand langsam wieder aufgestockt werden konnte, worüber am 

Ende jeder Rechnung RechenschaŌ  abgelegt wurde.67

Während die Wasserbaubehörden der Stadt Hannover bei jährli-

chen Begehungen den Zustand der Flussufer prüŌ en und die 

Anlieger zu entsprechenden Baumaßnahmen verpfl ichteten, 

achtete das Amtsgericht genau darauf, dass die Ausgaben der 

SƟ Ō ung begrenzt blieben. Alle größeren Ausgaben dieser Art 

mussten nach Einholung der entsprechenden Kostenvoranschläge 

vom königlichen Amtsgericht genehmigt werden.68

Seit dem Rechnungsjahr 1880/81 erhöhten sich die Kosten auch 

dadurch, dass neben der weiterhin zu zahlenden Grundsteuer 

nun Grundabgaben und Deichabgaben erhoben wurden.69 Wenn 
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man diese Ertragslage der in der Glocksee liegenden Garten- und 

Wiesenländereien berücksichƟ gt und gleichzeiƟ g in Betracht 

zieht, welchen Wert die Grundstücke durch die Stadterweite-

rung Hannovers gewonnen haƩ en, so ist off ensichtlich, dass 

die Administratoren nur zum Besten ihrer SƟ Ō ung handelten, 

als sie diese Grundstücke im Laufe der Zeit veräußerten. Selbst-

verständlich waren für jeden Verkauf eine Genehmigung des 

Amtsgerichtes und eine landesherrliche Erlaubnis erforderlich. 

Die Grundstücksverkäufe70 stellten sich wie folgt dar: (Tabelle 4)

Von diesem Besitz wurde also der größte Teil verkauŌ , so dass 

der SƟ Ō ung im Jahr 1908 nur noch das für das SƟ Ō ungsgebäude 

abgeteilte Grundstück von 35 ar 84 m² und ein Areal von 21 ar 98 

m² zur Verpachtung übrig blieben.

Allerdings haƩ e die SƟ Ō ung aus diesem von Johann Jobst Wagener 

einst auf einen Wert von 2.200 Talern Gold geschätzten Immobi-

lienbesitz insgesamt 622.000 Mark eingenommen. Dieses Vermö-

gens wurde verzinslich – häufi g zunächst bei den Käufern selbst 

– angelegt, wofür Zinseinnahmen von 4 bis 4½ % einkamen. Diese 

Vermögensentwicklung verbesserte nicht nur die fi nanzielle Lage 

der SƟ Ō ung generell, wie man auch aus den ständig steigenden 

Ausgaben zu Gunsten der Armen ablesen kann. Nur durch diese 

Vermögensentwicklung war es der SƟ Ō ung überhaupt möglich, in 

den Jahren 1896/97 das SƟ Ō ungsgebäude an der Glockseestraße 

zu errichten und damit den bedürŌ igen Menschen billigen 

Wohnraum zu verschaff en.

Die Ländereien in der Pattenser 
Feldmark

Zum SƟ Ō ungsvermögen gehörten Ländereien in der PaƩ enser 

Feldmark, die 30 Morgen 35,93 Quadratruthen umfaßten. Diese 

entsprachen den im Testament erwähnten „Erythropelsche 

Erb-Länderei theils in dem Hochadelichen Gerichte Reden, theils 

in der PaƩ enser Feld-Mark Amts Calenberg belegen“ und den 

„Acht Morgen Tebbische Erb-Länderei in der PaƩ enser Feldmark 

Amts Calenberg, am Jeinser Wege und zwar im Heidfelde belegen.“

Für diese Ländereien wurde der auf diesem Land lastende Zehnt 

im Jahre 1853/54 abgelöst. Die SƟ Ō ung trat in den seit 1849 

bestehenden Pachtvertrag mit dem Hof-Jägermeister von Reden 

zu Reden ein. Sie erhöhte nach der Zehntablösung die Pachtein-

nahmen von 100 Rtl. Gold auf 124 Rtl. Gold.71 Der Pachtvertrag 

wurde in zwölł ährlichem Abstand immer wieder verlängert und 

bestand auch im Jahre 1912 noch. Dabei wurden die Pachtgelder 

stets erhöht, wie in Tabelle 5 dargestellt ist.72

Diese Immobilie blieb über die Jahrhundertwende hinaus im Besitz 

der Johann-Jobst-Wagenerschen SƟ Ō ung. Der Grundbesitz wurde 

seit dem Rechnungsjahr 1887/88 mit 7ha 84ar 25m² angegeben. 

Johann Jobst Wagener haƩ e den Wert dieses Besitzes auf 1.500 und 

500, zusammen 2.000 Taler Gold geschätzt, so dass die Pachtein-

nahme eine Rendite von ca. 5 bis 9% erbrachte, wobei allerdings 

eine Wertsteigerung des Besitzes keine BerücksichƟ gung fand.

Die Erbmeyerhöfe

In das Fideikommiß haƩ e Johann Jobst Wagener zwei Erbmeyer-

höfe überwiesen, nämlich den Hof von Johann Dietrich Hogrefen 

zu Oerie im Amt Calenberg und den Hof von Jobst Heinrich 

Baumgarten zu Vörie im Amt Coldingen. Im Vermögensver-

zeichnis der SƟ Ō ung wurden nur die aus dem Hogrefenschen Hof 

erhobenen Meyergefälle aufgeführt.

Auch in Bezug auf die Erbmeyerhöfe wurde die Entwicklung 

durch die poliƟ schen Veränderungen des 19. Jahrhunderts mitbe-

sƟ mmt. Am 30. November 1831 wurde im Königreich Hannover 

die Ablösungsgesetzgebung, das Gesetz zur Ablösung der bäuerli-

chen Lasten, erlassen.73 Dadurch konnten auch die beiden Hoĩ e-

sitzer die auf ihren Höfen lastenden Meyerrechte ablösen.
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Der Vollmeyer Jobst Heinrich Baumgarten haƩ e die Meyergefälle 

schon vor dem Jahr 1853 abgelöst. Der dafür zu zahlende Betrag 

von 1.750 Rtl. Cour. war ihm jedoch gegen eine Zinszahlung von 

2½ % zunächst geliehen worden. Im Jahre 1853 wurde dieser 

Betrag zurückgezahlt und zum Teil wiederum angelegt, zum Teil 

für die Ablösung des Zehnten, der für die Länderei in der PaƩ enser 

Feldmark zu zahlen war, eingesetzt. Auf dieser Einnahme beruhte 

das, über die von Johann Jobst Wagener eingesetzten 13.000 Rtl. 

Gold hinausgehende Kapitalvermögen von 1.200 Rtl. Cour. Aus 

diesem Grunde besaß die SƟ Ō ung aber auch nur noch die Meyer-

recht des Hofes in Oerie.74

Aus dem Meyergefälle des Hofes Hogrefe in Oerie standen der 

SƟ Ō ung jährlich je 8 Malter Roggen, Gerste und Hafer zu.75 In den 

folgenden Jahren fanden auf Grund der Ergebnisse der Feldbe-

sichƟ gungen fast immer Minderungen der abzuliefernden Getrei-

demengen staƩ , da die Ernten, durch verschiedenen Naturereig-

nisse verursacht, erheblich unter dem Normalertrag lagen. Die 

volle Menge von jeweils 8 Malter, entsprechend 4212/64 Himten 

neue Maße, jeder Getreideart ging nur in den Jahren 1861/62, 

1663/64, 1664/65, 1866/67, 1868/69, 1868/70, 1870/71 

vollständig ein und wurde über einen Getreidehändler verkauŌ .76

Im Jahr 1872 löste auch der Vollmeyer Christoph Hogrefe die auf 

seinem Hof lastenden Meyerrecht ab, wofür die SƟ Ō ung 2.671 

Rtl. 26 ggr. 3 Pf. Cour. erhielt.77

Den Erben des Kaufmanns Hogrefe wurde ein Betrag von 3.300 

Rtl. Cour. geliehen. Dieser Darlehensvertrag wurde mehrmals 

verlängert, bis die Summe schließlich im Rechnungsjahr 1898/99 

abgetragen wurde. Ob es sich dabei um die gleiche Familie 

handelte, konnte aus den Büchern der SƟ Ō ung nicht ermiƩ elt 

werden.78 Für die SƟ Ō ung wurde durch die Ablösung der Meyer-

rechte aus einer sehr wechselhaŌ en Einnahme – die Einnahmen 

schwanken zwischen ca. 126 Rtl. 1868/69 und ca. 61 Rtl. 1858/59 

– eine beständige Zinseinnahme aus dem ausgeliehenen Kapital.

Johann Jobst Wagener haƩ e den Wert der Erbmeyerhöfe auf 

1.800 Rtl. Gold geschätzt. Die Ablösesumme für beide Höfe 

betrug zusammen ca. 4.421 Rtl. Cour., so dass die Kapitalisierung 

der Meyergefälle einen großen Gewinn brachte. Zwar schwankten 

auch die erwirtschaŌ eten Zinseinnahmen geringfügig, man 

war jedoch nicht mehr von Ernteerträgen und Getreidepreisen 

abhängig.

Die Bergwerksanteile

Johann Jobst Wagener führte in seinem Testament sechs 

Bergwerksanteile auf, nämlich ⅝ Kux Carolina, ½ Kux Dorothea,

1½ Kux auf dem Kranich, 1 Kux Gabe GoƩ es und Rosenbusch,

1 Kux Katharina Neufang und 1 Kux Samson. Demgegenüber 

wurden in den Vermögensverzeichnissen der SƟ Ō ung ⅝ Kux 

Carolina, ½ Kux Dorothea, 1 Kux Katharina Neufang, jedoch nur 

¾ Kux Kranich angeführt und die Grube Samson wurde mit den 

Gruben Gabe GoƩ es und Rosenbusch in einer PosiƟ on zusam-

mengefasst.79

Die beiden Gruben Dorothea und Carolina lagen im Claust-

haler Revier auf dem BurgstäƩ er Gangzug und waren die 

beiden reichsten Ausbeutegruben Clausthals. Ebenfalls auf dem 

BurgstäƩ er Gangzug befanden sich die Gruben Kranich, Gabe 

GoƩ es und Rosenbusch.80 Die Grube Catharina Neufang und die 

Grube Samson lagen im Andreasberger Revier.81

Welche Gründe Johann Jobst Wagener haƩ e, sich fi nanziell im 

Bergbau zu engagieren, ist nicht mehr zu ergründen. Allerdings 

wird aus seinem Testament deutlich, dass er die Kuxe nicht geerbt, 

sondern selbst erworben haƩ e.82 Die Gruben, an denen er Anteile 

besaß, erwirtschaŌ eten eventuell zum Zeitpunkt des Erwerbs 

einen ausreichenden Kapitalertrag. Allerdings unterlag der Ertrag 

im Bergbau erheblichen Schwankungen.

Nachvollziehen läßt sich diese Entwicklung an den Gruben des 

BurgstäƩ er Gangzuges. Die Grube Carolina (1711 Gründung der 

GewerkschaŌ  und Verleihung des Grubenfeldes) erbrachte von 

1742 bis 1753 und in den Jahren 1787 bis 1791 eine Ausbeute von 

50 Talern pro Kux und Quartal. Seit 1792 ging jedoch die Ausbeute 

steƟ g zurück von 13, über 15 auf 9 Taler. Ab 1829 gab es keine 

Ausbeutezahlung mehr, dann 2 Taler (1835 – 1848) und ab 1850 

2 Taler Zubußezahlungen. Im Jahr 1860 wurden dann 600 Taler 

Zubuße für die Finanzierung des Ernst-August-Stollens fällig, im 

Jahre 1866 ging die Grube Carolina in der Grube Bergmannstrost 

auf.83 Die Grube Dorothea (Gründung der GewerkschaŌ  1656) 

erbrachte im 18. Jahrhundert noch höhere Ausbeutezahlungen, 

nämlich 110 Taler pro Kux und Quartal 1720 bis 1737, die jedoch 

dann konƟ nuierlich sanken bis 1792 nur noch 36 Taler gezahlt 

wurden. Ein AnsƟ eg der Ausbeute war zu verzeichnen, nachdem 

es zur Lösung der Grubenwässer durch Anschluss an den Tiefen-

Georg-Stollen und zu zahlreichen technischen Verbesserungen 
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gekommen war (68 Taler 1819 – 1830). Dann setzte auch hier der 

endgülƟ ge Rückgang der Förderung und damit der Ausbeute ein 

(4 Taler 1864). Auch hier wurde eine Zubuße von 600 Talern für 

den Stollen-Bau gefordert, so dass die Kuxe 1865 in fi skalischen 

Besitz übernommen wurden.84 Die GewerkschaŌ  der Grube Gabe 

GoƩ es wurde 1670, die der Grube Rosenbusch 1696 gegründet, 

beide Gruben 1708 zusammengeschlossen. Hier gab es in den 

Jahren 1747 bis 1770 Ausbeutezahlungen, die dann eingestellt 

wurden. 1779 bis 1818 erfolgten erneut Ausbeutezahlung und 

ein AnsƟ eg der Förderung, 1825 wurde die Förderung einge-

stellt und 1858 das Feld der Grube Dorothea zugeschlagen.85 Die 

Grube Kranich (Verleihung 1683) brachte in den Jahren 1685 – 

1794 ununterbrochen Ausbeutezahlungen, die zwischen 2 Taler 

und 24 Taler schwankten. Ab 1760 gab es gravierende Wasserhal-

tungsprobleme, die erst mit dem Anschluss an den Tiefen-Georg-

Stollen 1803/04 gelöst werden konnten. In den Jahren 1820 – 

1848 wurde eine Ausbeute von 15 Talern gezahlt, dann bis 1865 

die Kuxe durch den Fiskus aufgekauŌ .86

Wie an den genannten Zahlen deutlich wird, erbrachten die 

Bergwerke, an denen Johann Jobst Wagener Anteile besaß, in 

seinen letzten Lebensjahren keine hohe Ausbeute mehr. In den 

1780er Jahren zahlten die Gruben Carolina, Dorothea, Kranich 

und Gabe GoƩ es/Rosenbusch zusammen eine Ausbeute von etwa 

205 Talern, zu einer Zeit, in der Johann Jobst Wagener den Wert 

seines Grubenbesitzes auf 6.000 Taler schätzte. Die schlechte 

Ertragslage setzte sich im 19. Jahrhundert fort.

In dieser Zeit zeichnete sich eine Entwicklung des Oberharzer 

Bergbaus zum „Staatsbetrieb“ ab, eine Tendenz, die Kuxe in fi ska-

lischen Besitz zu überführen. Dies hing wiederum mit den sehr 

umfangreichen InvesƟ Ɵ onen zusammen, die notwendig waren, 

um den Bergbau weiter zu entwickeln. Die Abteufung immer 

Ɵ eferer Schächte zur Erschließung der ErzlagerstäƩ en führte 

dazu, dass Gruben zusammengelegt wurden, für die dann nur ein 

Förderschacht ausgebaut wurde. Die technische AusstaƩ ung der 

Gruben, wie der Bau von Pumpenanlagen zur Hebung der Gruben-

wässer oder die Umrüstung der Anlagen von FörderkeƩ en oder 

Hanfseilen auf Drahtseile, die auf dem Oberharz 1834 erfunden 

worden waren, mußte fi nanziert werden. Am aufwendigsten war 

jedoch das Auff ahren der Wasserlösungsstollen, zunächst des 

Tiefen-Georg-Stollens (1777 – 99) und dann des Ernst-August-Stol-

lens (1851 – 64). Da diese Stollen zahlreichen Gruben Wasserlö-

sung brachten, mussten sich auch alle Kuxbesitzer an den Kosten 

beteiligen. Dazu waren private Kuxeigner oŌ  nicht Willens oder in 

der Lage, so dass ihre Kuxe kaduziert wurden.87

Davon war auch der Kuxbesitz der Johann Jobst Wagenerschen 

SƟ Ō ung betroff en, denn für die Gruben Carolina und Dorothea 

wurden 600 Taler pro Kux Zubuße für den Stollenbau verlangt.

Zudem wurden in den Abrechnungen der gewerkschaŌ lichen 

Zechen der Königlich Hannoverschen Bergwerke am Oberharz 

nur noch die Gruben Dorothea und Kranich im Clausthaler Revier 

und die Grube Catharina Neufang im Andreasberger Revier als 

Ausbeute-Zechen geführt, während die Gruben Carolina, Gabe 

GoƩ es und Rosenbusch (rect. Samson) freibauende Zechen 

waren, die keine Ausbeute gewährten (siehe Tabelle 6).88

Als nun seitens der Regierung den Kuxbesitzern ein Ankauf der 

Anteile zu äußerst günsƟ gen Bedingungen angeboten wurde, 

nutzte auch die Wagenersche SƟ Ō ung den Zeitpunkt, sich von 

dem unwirtschaŌ lichen Vermögensanteil zu trennen.89 Am 15. 

Juli 1863 wurden die Kuxe mit Genehmigung des königlichen 

Amtsgerichts für 1.110 Rtl. Cour. verkauŌ , die dann in Staatsan-

leihen angelegt wurden.90 Davon ausgehend, dass Johann Jobst 

Wagener in seinem Testament den Wert der Kuxe auf 6.000 Rtl. 

Gold schätzte, haƩ en diese erheblich an Wert verloren.

Das Kapitalvermögen

Das Kapitalvermögen der SƟ Ō ung veränderte sich im Laufe der 

Jahre nicht nur dadurch, dass es durch Grundstückverkäufe 

erheblich zunahm, wie bereits dargestellt wurde, sondern auch 
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in der Form der Vermögensanlage. Hier bildet sich wiederum die 

wirtschaŌ liche Gesamtentwicklung ab.

Das Barvermögen, das die SƟ Ō ung übernahm, war zinsbringend 

angelegt, und zwar

- 4.000 Rtl. Gold; auf die ObligaƟ onen Lit. D. No 2231 bei der

  Königl. Generalcasse

- 4.500 Rtl. Gold; bei der Stadt-Schulden-Tilgungs-Casse,

- 4.500 Rtl. Gold; bei dem Fabrikanten Hurtzig.91

Allerdings stammten die Kapitalanlagen nicht unbedingt direkt aus 

dem Nachlass von Johann Jobst Wagener, denn selbstverständlich 

haƩ en die jeweiligen Verwalter des Fideikommiß’ das Vermögen 

beim Auslaufen von Verträgen wieder neu angelegt.92

Bei den Kapitalanlagen, die die Administratoren der SƟ Ō ung im 

Laufe der Jahre vornahmen, wurden Gelder in Staatspapieren 

invesƟ ert, aber auch weiterhin gegen entsprechende Sicherheiten 

an Privatpersonen ausgeliehen. Die entsprechenden Papiere 

mußten stets beim königlichen Amtsgericht deponiert werden.93

Auff allend ist jedoch, dass man sich bei den Staatsanleihen zuneh-

mend über die Grenzen der Stadt und des Königreichs Hannover 

hinaus bewegt. HaƩ e man das aus der Ablösungszahlung einge-

kommene Kapital im Jahr 1854 noch in bewährten Landesobliga-

Ɵ onen angelegt, so legte man im Rechnungsjahr 1865/66 das Geld 

in Oldenburgischen ObligaƟ onen an. Im Rechnungsjahr 1875/76 

wurden ObligaƟ onen der Landeskreditkasse zu Kassel gekauŌ  und 

1889/90 Schuldverschreibungen des WürƩ embergischen Kredi-

Ɵ nsƟ tuts in StuƩ gart.94 Allerdings war der Anteil des Kapitals, 

das in Staatpapieren angelegt war, stets erheblich geringer als 

der Anteil des an Privatpersonen verliehenen Kapitals. Ab dem 

Rechnungsjahr 1891/92 bis zum Ende des Jahrhunderts kauŌ e die 

SƟ Ō ung überhaupt keine Staatsanleihen mehr an.

Die Möglichkeit, Geld bei den im 19. Jahrhundert gegründeten 

Sparkassen anzulegen, wurde von der SƟ Ō ungsverwaltung 

zeitweise genutzt.95

Die Zinserträge, die diese verschiedenen Anlageformen erbrachten, 

blieben weitgehend konstant und bewegten sich zwischen 4 und 

5%. Lediglich die schon 1838 angekauŌ e LandesobligaƟ on (Lit. D. 

No 2231) wurde nur mit 3½ % verzinst.96 In den 1880er Jahren 

sanken die Zinsen der übrigen Staatpapiere z. T. auf wiederum

3½ %, woraus sich der Verzicht auf die weitere Anlage von 

SƟ Ō ungskapital in dieser Form erklärt, denn die an Privatleute 

verliehenen Kapitalien erbrachten weiterhin 4 bis 4½ % Zinsen.

Die Vermögensentwicklung im 
politischen und ökonomischen 
Kontext

Wie aufgezeigt wurde, veränderte sich das Vermögen der SƟ Ō ung 

deutlich. Während der Verkauf des Bergwerkbesitzes und die 

Ablösung der Meyergefälle eher geringfügige Veränderungen 

darstellten, war die Veräußerung von Immobilien in großem 

Umfang und die Realisierung ihres z. T. drasƟ sch gesƟ egenen 

Wertes für die GesamtsituaƟ on der SƟ Ō ung entscheidend. Durch 

die Umwandlung des Immobilienbesitzes in Kapitalvermögen 

wurde nicht nur die Voraussetzung geschaff en, das WohnsƟ Ō  zu 

bauen, auch die Möglichkeit, BedürŌ ige direkt zu unterstützen, 

wurde wesentlich verbessert.

Diese Veränderungen im Rahmen der testamentarischen Verfü-

gungen hingen jedoch mit der poliƟ schen und wirtschaŌ lichen 

Entwicklung des 19. Jahrhunderts unmiƩ elbar zusammen. Direkt von 

poliƟ schen Entscheidungen abhängig waren folgende Prozesse:

- Die Ablösung der Meyergefälle, die durch die Ablösungs-

gesetzgebung des Königreichs Hannover 1831 ermöglicht 

wurde, betraf die SƟ Ō ung insofern, dass ihre Meyergefälle 

von den Erbmeyerhöfen in Vörie und Oerie abgelöst wurden, 

während sie selbst die Zehntzahlung, die auf ihren Ländereien 

in PaƩ ensen lastete, ablöste.

- Die Niederlegung der Festungswerke der Stadt Hannover war 

eine poliƟ sche Entscheidung, mit der man sich den veränderten 

Bedingungen der Kriegsführung anpasste. Für die SƟ Ō ung 

resulƟ erte aus dieser Entscheidung, dass ihr Landbesitz in 

der Glocksee nun unmiƩ elbar am Stadtrand lag und durch die 

nun mögliche Stadterweiterung ein Vielfaches seines Wertes 

gewann. Im übrigen war der Magistrat der Stadt Hannover in 

zwei Fällen selbst Käufer von SƟ Ō ungsgrundstücken, die für die 

städƟ sche Infrastruktur, nämlich den Ausbau des Straßennetzes 

im Verlauf der Errichtung einer zweiten Ihmebrücke, benöƟ gt 

wurden.

- Weiterhin trug zur Wertsteigerung des vorstädƟ schen Landbe-

sitzes eine allgemein zu beobachtende Erscheinung bei. Die 

Industrieansiedlungen fanden nicht in den alten Städten, 

sondern in deren unmiƩ elbarer NachbarschaŌ  staƩ .97 Dahinter 

steckten das Beharrungsvermögen der ZünŌ e sowie eine häufi g 

industriefeindliche Haltung der Magistrate. In Hannover fand 
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die Industrialisierung vor allem im Dorf Linden staƩ , wodurch 

die Glockseeländereien aufgewertet wurden.

- Der Verkauf der Bergwerksanteile wurde durch die PoliƟ k 

des Königreiches Hannover insofern beeinfl usst, als dass 

hier die Weichen für die „Verstaatlichung“ des Oberharzer 

Bergbaus gestellt wurden. Die staatlicherseits durchgeführten 

Stollenbauten erforderten von Seiten der Kuxbesitzer so 

hohe Zubußen, dass die Berganteile entweder kaduziert oder 

wie im Falle der Wagenerschen SƟ Ō ung verkauŌ  wurden.

Die wirtschaŌ liche Entwicklung brachte der SƟ Ō ung auch 

direkte Vorteile:

- Die Wertsteigerung des Grundbesitzes in der Glocksee hing 

unmiƩ elbar mit der Industrialisierung zusammen, denn in die 

neu gegründeten Industriebetriebe benöƟ gten Areale in der 

Nähe von Hannover und Linden. Sowohl die beiden Glocksee-

gärten als auch weitere Ländereien in der Glocksee wurden an 

Firmen und Versorgungsunternehmen verkauŌ .

- Der konstant gute Ertrag aus dem Kapitalvermögen ist der 

wirtschaŌ lichen Gesamtentwicklung zu verdanken. Sowohl die 

Staatspapiere als auch die an private Unternehmer, zumeist 

Kaufl eute und Handwerker, ausgeliehenen Beträge wurden mit 

4 – 5 % verzinst. Off ensichtlich wählte man seine GeschäŌ s-

partner sorgfälƟ g aus und sicherte sich entsprechend ab, denn 

bis zur Jahrhundertwende ging nie ein Kredit wegen Zahlungs-

unfähigkeit verloren.

So konnten die SƟ Ō ungsadministratoren seit 1853 die wirtschaŌ -

liche Basis der SƟ Ō ung ausbauen, was wiederum den Armen in 

der Calenberger Neustadt zu Gute kam und ganz sicher im Sinne 

Johann Jobst Wageners war.
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Wahrung der Interesse der von ihm vertretenen Armen gegen die beabsichƟ gte 
Veräußerung Protest eingelegt, und haben wir auf Grund dieses von uns für 
begründet erachteten Protestes, trotz der Erklärung des hiesigen Amtsgerichts, 
die Genehmigung des fraglichen Kaufcontract auf Grund der vorerwähnten 
beiden Rechtsgutachten ertheilen zu wollen, unsererseits die von dem 
Amtsgericht nachgesuchte Erwirkung der DispensaƟ on von dem gesetzlichen 
Veräußerungsverbote unbeweglichen Armenguts abgelehnt.“; StAH, HR 11 846, 
Briefentwurf des Magistrats an den Hr. Obergerichtsanwalt Linckelmann vom 20. 
November 1874 (No 18688), Schreiben des Herrn Linckelmann an den Magistrat 
der Königlichen Residenzstadt Hannover vom 21. Dezember 1874 (A/O 21.272).
53 AJJWS, Bb. 1877/78, Beleg No 1 (beglaubigte Kopie des Rezesses): „…, verzichtet 
die Stadt Hameln vielmehr ausdrücklich auf das aus der Vornahme solcher 
Veräußerungen etwa herzuleitende Recht der Devolvirung und Transformirung der 
SƟ Ō ung auf die Stadt Hameln und willigt ihrerseits allgemein in die Veräußerung 
sämmtlicher SƟ Ō ungsgrundstücke, mögen solche von Anfang an bereits zur SƟ Ō ung 
gehört haben, oder etwa später noch für dieselbe erworben werden.“; NLA – 
HStAH, Hann. 122a 4348, 11 ff .
54 NLA – HStAH, Hann. 122 a 4248, 11 ff .
55 NLA – HStAH, Hann. 122 a 4248, 2 f., Briefentwurf des Oberpräsidenten 
der Provinz Hannover an den Staatsminister und Minister des Innern in 
Berlin, vom 27. Septbr. 1877 (Nr. 6602), betr. Ertheilung der DispensaƟ on von 
dem gesetzlichen Veräußerungsverbote unbeweglichen Armenguts für die 
Wagenersche ArmensƟ Ō ung zu Hannover; 4, Briefentwurf des Oberpräsidenten 
der Provinz Hannover an den Staatsminister und Minister des Innern in Berlin, 
vom 25. October 1877 (Nr. 7701), betr. Ertheilung der DispensaƟ on von dem 
gesetzlichen Veräußerungsverbote unbeweglichen Armenguts für die Wagner’sche 
ArmensƟ Ō ung zu Hannover; 5, Brief des Ministerium des Innern an den 
Oberpräsidenten der Provinz Hannover, Herrn Grafen zu Schulenburg vom 16. 
November 1877 (Nr. 8085); 6, Copia ridimata, Schreiben an den Minister des Innern 
im Allerhöchsten AuŌ rage, d.h. Kaiser Wilhelms, vom 29. October 1877.
56 StAH, HR 11847, Schreiben der königlichen Landdrostrei an das Königliche 
Amtsgericht und als AbschriŌ  an den Magistrat der königlichen Residenzstadt 
Hannover vom 12. November 1877 (No 20189).
57 AJJWS, Rb. 1876/77, 9: „Nachricht: Die Gärten in der Glocksee No 40. und 39. 
sind laut Kaufcontracts vom 21“/23“ November 1877 an die Firma Hartmann & 
Hauers verkauŌ  und abgetreten.“; Rb. 1876/77, 14, verzeichnet die Einnahme des 
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Kaufgeldes; Rb. 1877/78, 27: „An den Magistrat der Stadt Hameln die laut Receß 
vom 16. Novbr. 1877 besƟ mmte Vergleichssumme gezahlt mit 10‘000 M. – Pf.“; 
StAHm, Acc. 1 Nr. 2132, SchriŌ stück Nr. 39, der Magistrat legte den Betrag in 
Wertpapieren für den Baufond eines geplanten Krankenhauses an.
58 AJJWS, Rb. 1874/75, 36 – 39, demnach erhielten 75 BedürŌ ige 1.434 Rtl., die 
anderen Jahrgänge sehen ähnlich aus.
59 AJJWS, Rb. 1859/60, 12: „Diese im Jahr 1855 vermessene und charƟ rte, 
zusammen 13 Morgen 110 Ruthen 9 Fuß, rect. 14 Morgen □8 Ruthen □127 Fuß, 
haltende Garten- und Wiesenländerei, ist auf die 6 Jahre vom 1“. Januar 1856 bis 
ulto December 1861 an nachbenannte Personen verpachtet, …“; im Rb. 1865/66 
befi ndet sich eine Seite des Hannoversches TageblaƩ , XVI. Jahrgang, Nr. 178 
vom 1. Juli 1867, darauf eine Anzeige der Wagenerschen SƟ Ō ung bezüglich der 
Verpachtung ihrer Ländereien an der Glocksee.
60 NLA – HStAH, 12 c Hannover 4/3 pg.
61 StAH, FindmiƩ elraum, Plan der Königlichen Residenz-Stadt Hannover der 
Vorstädte Hannover und Glocksee und der Gemeinde Linden, 1854.
62 H. Plath, et al., 209, 211, im Westen der Stadt begann der Auĩ ruch der 
BefesƟ gungen 1865 mit dem Bau der Clemensstraße über den Kanonenwall 
hinweg. Die eigentlich städtebauliche Entwicklung begann jedoch erst 1870 mit der 
Eingemeindung der Glocksee und der Ohe; H.-C. Hauptmeyer, 211.
63 StAH, K 1001 / Fach 2, dieser Plan zeigt die Neuplanung eines Bereichs der 
westlichen Vorstadt, vor allem Goethestraße und Goetheplatz; K-Mag Fach 482 
(vorläufi ger Lagerort), Karten der im Archiv vorhandenen Adreßbücher der Stadt 
Hannover, hier kann man die Stadtentwicklung in der Glocksee ebenfalls gut 
verfolgen.
64 AJJWS, Rb. 1862/63, 12 f.: „Diese … Länderei ist auf die 6 Jahre vom 1“. Januar 
1862 bis ulto December 1867 an nachbenannte Personen verpachtet, und kommt 
das Pachtgeld, … zur Einnahme, wie folgt:“ (es folgt eine Aufl istung der neuen 
Pächter und Beträge); Rb. 1868/69, 21: „Diese …. Länderei … ist auf die 6 Jahre vom 
1“ Januar 1868 bis ult. December 1873 an nachbenannte Personen verpachtet, 
und kommt das Pachtgeld, …, zur Einnahme, wie folgt:“ (es folgt eine Aufl istung 
der neuen Pächter und Beträge); Rb. 1873/74, 22: „Diese Länderei ist auf die sechs 
Jahre de 1. Januar 1874 bis ult. December 1879 anderweit verpachtet, wie folgt: (es 
folgt eine Aufl istung der Pächter und Beträge)“; Rb. 1880/81, 20: „Diese … Länderei 
… ist laut Pachtcontract vom 30. Juli 1879 auf die sechs Jahre vom 1. Januar 1880 
bis ultm. December 1885 an nachstehende Personen verpachtet, und kommt das 
Pachtgeld, welches alljährlich spätestens bis zum 1. Juli entrichtet werden muß, 
für das Jahr 1880 hier zur Einnahme wie folgt:“; Zu den Pachteinnahmen: AJJWS, 
Rb. 1853/54, 12 f.; Rb. 1854/55, 12 f.; Rb. 1862/63, 12 f.; Rb. 1868/69, 21 f.; Rb. 
1874/75, 19 f.; Rb. 1875/76, 20 f.; Rb. 1880/81, 20; Rb. 1883/84, 20; Rb. 1884/85, 
20; Rb. 1886/87, 25 f.; Rb. 1887/88, 33 f; Rb. 1888/89, 33 f.; Rb. 1889/90, 34 f.; Rb. 
1890/91, 42 – 44; Rb. 1891/92, 37; Rb. 1892/93, 32; Rb. 1895/96, 32; Rb. 1897/98, 
34; Rb. 1899/1900, 34; Rb. 1909/10, 29; Rb. 1910/11 29; StAH, Akz 16/2004, Rb. 
1896/97,32.
65 AJJWS, Rb. 1859/60, 26; Rb. 1861/62, 26; Rb. 1863/64, 26; Rb. 1879/80, 29; Rb. 
1881/82, 29; Rb. 1885/86, 29.
66 AJJWS, Bb. 1865/66, Beleg No 30 ist die vom Stadtbauamts-Assistenten Eggers 
geprüŌ e Abrechnung des Arbeitsmannes Eicke, der die Arbeiten ausgeführt 
haƩ e; Rb. 1858/59, Vorbericht: „Die im Jahre 1859 vorzunehmenden Uferbauten 
werden einen größeren Kostenaufwand erforderlich machen, welcher dadurch 
auf zwei Jahre vertheilt ist, daß zur Deckung desselben der diesjährige Rechnungs-
Ueberschuß ad 38 rhtr. 20 ggr. 4 pf. Ct reservirt wurden.“; Rb. 1879/80, 40: „Wegen 
der nothwendigen Ausgabe auf außerordentliche Uferbau- und Reparaturkosten 
u. der vermehrten Ausgabe auf öff entliche Abgaben und Lasten hat eine Abnahme 
des Capital-Bestandes nicht vermieden werden können. Durch eine noch mehr 
verringerte Ausgabe an, Arme, die ist obige Mehrausgabe zu decken, ist des großen 
Nothstandes halber wohl nicht möglich gewesen. In der Folge wird darauf Bedacht 
genommen werden, durch alle möglichen Ersparungen den Capital-Bestand der 
SƟ Ō ung wieder zu vergrößern.“
67 AJJWS, Rb. 1880/81, 40; Rb. 1881/82, 38; Rb. 1882/83, 39; Rb. 1883/84, 39; Rb. 
1884/85, 39; Rb. 1885/86, 39; Rb. 1886/87, 42, in diesem Jahr war das Kapital 
wieder aufgestockt.
68 AJJWS, Bb.1859/60, Beleg No 14 und No 16; Bb. 1881/82, Beleg No 11; Bb. 
1885/86, Belege No 5 – 8;
69 AJJWS, Rb. 1880/81, 30.
70 AJJWS, Rb. 1883/84, 10: „Von der in der Glocksee belegenen Garten- und 
Wiesenländerei ist laut Kaufcontract vom 4/10 März 1883 das KartenblaƩ  3, 
Parcellen-Nr. 564/381 und 382 eingetragene Grundstück (Größe 19 Ar 0,1 □Meter, 
= etwa 86 □Ruth. 14 2/35 □Fuß) an die Imperial ConƟ nental Gas AssociaƟ on 
zu London verkauŌ  und abgetreten.“ Diese waren zuvor auch Pächter der 
entsprechenden Parzellen; Rb. 1887/88, 6 f.: „von der an der Glockseestraße 

hieselbst belegenen, in der Grundsteuer-MuƩ errolle der Stadt Hannover unter 
Art. 227, KartenblaƩ  3, beschriebenen Länderei sind die unter No 26 und 27 
der Glockseestraße, Parzelle 562/370, 371, 372, 373, 374, 375, 376, 563/377 
bezeichneten beiden Grundstücke zur Größe von 34 Ar 57 qm an den Magistrat 
der königlichen Residenzstadt Hannover für den vereinbarten Kaufpreis von 
28500 Mark verkauŌ  und abgetreten. Der gesamte Kaufpreis ist crediƟ rt und zur 
Sicherheit des Kapitals Hypothek mit dem verkauŌ en Grundstücke bestellt. Zinsen 
zu 4 % laufen vom 1. April 1887 ab.“; Rb. 1889/90, 7 f., „Von den nach dem Auszuge 
der GrundsteuermuƩ errolle des Gemeindebezirkes Stadt Hannover unter ArƟ kel No 
227 eingetragenen Ländereien der SƟ Ō ung in der Glocksee sind mit Genehmigung 
der DirecƟ on und nach erfolgter Einholung der Allerhöchsten Erlaubnis die von 
den ursprünglichen Parzellen 363, 364 und 366 die abgeschriebenen Parzellen 
908/363, 909/364 und 910/366 KartenblaƩ  3 in der verz. Größe von 57 qm, 4 a 
80 qm und 1 a 84 qm, ferner die Parzellen No 241 in der Größe von 2 a 43 qm 
und No 242 in der Größe von 6 a 62 qm, in der Gesammtgröße von 16 a 26 qm an 
die Stadtgemeinde Hannover behuf Straßendurchführung für den Kaufpreis von 
16.500 M. verkauŌ  worden.“; Rb. 1890/91, 7 f.: „Von den in der hiesigen Glocksee 
belegenen Grundgütern der Wagenerschen SƟ Ō ung sind die in dem nebst einer 
Grundzeichnung angeschlossenen Auszuges aus der GrundsteuermuƩ errolle des 
Gemeindebezirkes Stadt Hannover näher bezeichneten Parzellen 551/249, 552/250 
und 251 bis incl. 264 des KartenblaƩ es 3 ArƟ kel No 227 in der Gesamtgröße von 1 
ha 60 ar 24 qm mit Genehmigung des Königlichen Amtsgerichts und nach zuvoriger 
Einholung der Allerhöchsten Erlaubnis zu dem Kaufpreise von 200 000 M unter 
dem 1. October 1890 an den Magistrat der Königlichen Haupt- und Residenzstadt 
hierselbst verkauŌ  worden.“; Rb. 1908/09, 7: „Von dem an der Königswortherstraße 
belegenen, auf S. 10 dieser Rechnung bezeichneten Grundbesitz der Wagenerschen 
SƟ Ō ung ist ein Theil an die AkƟ en-GesellschaŌ  Straßenbahn Hannover zum Preise 
von 365000 M verkauŌ  worden. Die Königliche Genehmigung zu dem mit der 
Straßenbahn unter dem 25“. März 1908 abgeschlossenen Kaufvertrage ist ertheilt 
worden.“ Diese Ausführungen fi nden sich stets im Vorbericht über den Zu- und 
Abgang des Vermögens während die Einnahme der Kaufsumme in der Rechnung 
selbst verzeichnet ist.
71 AJJWS, Rb. 1853/54, 13: „Dieselbe [die in der Feldmark von PaƩ ensen im Huder-
Felde belegene Länderei Anm.d.V.] ist auf die 12 Jahre von Michaelis 1849 bis dahin 
1861 an den Hof-Jägermeister von Reden zu Reden für ein in halbjährigen Raten 
zu Ostern und Michaelis fälliges Pachtgeld von 100 rth. in Pistolen á 5 rth. jährlich 
verpachtet … P.N. das von dem Pächter, Jägermeister von Reden, für Ablösung des 
Zehnten von dieser Länderei bezahlte Ablösungs-Capital von 587 rth. 19 ggl. 10 Pf. 
Ct ist demselben nach pag. 25 infra zu Neujahr 1854 erstaƩ et und wird dieserhalbe 
eine Erhöhung des Pachtgeldes für das nächste Rechnungs-Jahr eintreten.“; Rb. 
1854/55, 13: „…, welches nach erfolgter Abtragung des Zehnt-Ablösungs-Capitals 
auf jährlich 124 rth. in Pistolen à 5 rth. erhöht ist. …“
72 AJJWS, Rb. 1862/63, 13 f.; Rb. 1874/75, 21; Rb. 1879/80, 21; 1883/84, 21; Rb. 
1888/89, 35; Rb. 1901/02, 11: „Die in der Feldmark PaƩ ensen belegenen, in der 
Grundsteuer-muƩ errolle für PaƩ ensen, ArƟ kel 253, KartenblaƩ  14, Parzelle 19 
beschriebene, das Huderfeld genannte zehnƞ reie Erbländerei zur angegebenen 
Größe von 7 Hekt. 84 ar 25 qm = 30 Morgen 35,93 □Ruthen; dieselbe ist von 
Michaelis 1900 bis Michaelis 1912 an den Baron v. Reden zu Reden für den 
jährlichen Pachtzins von 848 M. verpachtet.“
73 D. Brosius, 299; G.W. Sante, 563.
74 AJJWS, Rb. 1853/54, 5: „Von der VormundschaŌ  der Kinder des Vollmeier 
Baumgarten zu Vörie ist das Capital für Ablösung der GutsherrschaŌ  des Hofes, 
welches an den letzteren bis dahin verzinslich stehen geblieben, abgetragen und 
kommt dasselbe hier zur Einnahme mit 1,750 Rthl. Cour.“; Rb. 1853/54, 8 f.: „2., Von 
dem Hofe des weil. Vollmeyers Baumgarten zu Vörie ist die GutsherrschaŌ  miƩ els 
eines zu 2 ½ pCt. Zinsen am Hofe stehenden Capitals von 1750 rth. Courant, …, 
abgelöst …. Nachrichtlich wird bemerkt, daß dieses Ablösungs-Capital verwendet 
worden: 1, zum Ankaufe der pag. 6 aufgeführten Hannoverschen Landes-
ObligaƟ onen Lit: G.I.No 9710, 9711 & 9712 zusammen über 1,200 rth. Ct lautend, 
2, zur Abtragung des Zehntens von der Länderei in der PaƩ enser Feldmark mit = 
587 rth. 19 ggr., 10 Pf. Ct.; Rb. 1857/58, wird im Anschluß an den Vorbericht über 
diese Vermögensänderung nochmals berichtet.
75 AJJWS, Rb. 1853/54, 8 f.: „Von dem Hofe des Vollmeyers Johann Christoph Philipp 
Hogrefe zu Oerie Amts Calenberg sind laut Meyerbriefs vom 20“. November 1837 
jährlich in alten PaƩ enser Maaße als Zins zu entrichten: 8 Malter Rocken, 8 Malter 
Gerste, 8 Malter Hafer. Der Weinkauf beträgt 16 rth. Cassen-Münze.“
76 AJJWS, Bb. 1854/55, Beleg No 1, Actum über die FeldbesichƟ gung in der 
Feldmark der Gemeinde Oerie vom 26. Junius 1854; Bb. 1857/58, Beleg No 1, 
Actum über die FeldbesichƟ gung in der Feldmark der Gemeinde Oerie vom 
22. Juli 1857, enthält auch eine tabellarische Aufstellung zu der Begehung; 
Bb. 1859/60 Beleg No 1, Actum über die FeldbesichƟ gung in der Feldmark der 
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Gemeinde Oerie vom 21. Juli 1859, enthält die Ladung der Landgeschworenen 
durch die Königliche Landdrostei zu Hannover zwecks FeldbesichƟ gung und eine 
tabellarische Aufstellung der Feldbegehung. Es wurde durch drei Feldgeschworene 
der MiƩ elertrag der einzelnen Felder geschätzt und mit den diesjährigen 
Erträge verglichen. Ziel war eine Minderung der Meyerzinsen, weil die Ernte 
wegen wiederholten Hagelschlags und anhaltender Dürre vermindert war. Die 
Zinsminderung unterteilt nach Feldfrüchten wurde dann vom Königlichen Amt 
Calenberg am 2. August 1859 beschlossen und deren Höhe festgesetzt.
77 AJJWS, Rb. 1871/72, 9: „An Meyergefällen nichts, da dieselben abgelöst sind. Laut 
pag. 19 kommt hier zur Einnahme das vom Vollmeier Christoph Hogrefe zu Oerie No 
4 am 2. Januar 1872 gezahlte Capital für die Ablösung des von seiner Vollmeierstelle 
an die Wagenersche SƟ Ō ung laut Meierbriefs zu präsƟ renden Meiergefälle und des 
Weinkaufs mit 2671 rthl. 26 ggr. 3 Pf.“; Bb. 1871/72, Beleg No 1, hier fi ndet sich 
eine beglaubigte AbschriŌ  des Ablösungs-Recesses vom 15. Dezember 1871 (in 
Eldagsen) / 27. Dezember 1871 (in Hannover). Die BestäƟ gung erfolgte am 9. Januar 
1872 durch die Königliche Ablösungs-Commission.
78 AJJWS, Rb. 1898/99, 23.
79 Die Ursachen für diese Veränderungen konnten aus den Akten nicht geklärt 
werden.
80 Chr. Bartels, 402 f., 563; W. Ließmann, 159.
81 H.-W. Niemann, D. Niemann-WiƩ er, 164; W. Ließmann, 188.
82 StAH, HR 11 846, TestamentsabschriŌ , 8.
83 Chr. Bartels, 552 – 554, die Ausbeute wurde in Talern pro Kux und Quartal 
ausgezahlt.
84 Chr. Bartels, 556 – 559.
85 Chr. Bartels, 563 f., 589.
86 Chr. Bartels, 580 – 582.
87 Chr. Bartels, 412 f., hier stellt der Autor die Entwicklung unter der königlich-
hannoverschen Bergbauverwaltung dar; 473 f., hier wird die Industrialisierung des 
Oberharzer Bergbaus beschrieben; 476 f. hier geht es um die Verstaatlichung des 
Oberharzer Bergbaus unter anderem durch das DirekƟ onsprinzip.
88 AJJWS, Rb. 1853/54, 15 f.; Bb. 1853/54, Beleg No 2 u. 3; Rb. 1859/60, 15 
f.; Bb. 1859/60, Beleg No 4 – 8; Rb. 1863/64, 16 f.; Bb. 1863/64, Beleg No 3; 
StAHm, Acc. 1 Nr. 2132, SchriŌ stück Nr. 5: „Zu der Substanz des Wagenerschen 
SƟ Ō ungsvermögens … gehören verschiedene KuxberechƟ gungen, deren Ausbeute 
seit langer Zeit von Jahr zu Jahr immer geringer geworden und den eingezogenen 
Nachrichten zufolge bei der naturgemäß eintretenden Erschöpfung der Gruben bald 
ganz auĬ ören wird.“
89 StAHm, Acc. 1 Nr. 2132, SchriŌ stück Nr. 5: „Aus den Verhandlungen der 
Königlichen Regierung mit den Landständen wird es dem hochlöblichen Magistrate 
bekannt geworden sein, daß die Regierung aus besonderen Rücksichten gegen 
die Interessenten der gewerbschaŌ lichen Gruben vom Harze bei den Ständen die 
ErmächƟ gungen erbeten und erlangt hat, die KuxberechƟ gungen derselben zu 
Preisen anzukaufen, die den vollen Werth dieser KuxberechƟ gungen übersteigen.“
90 AJJWS, Rb. 1863/64, Vorbericht Pkt. 7).: „Mit der vorigjährigen Rechnungsablage 
ist eine Veränderung eingetreten, indem die der SƟ Ō ung gehörenden Kuxtheile am 
Harze verkauŌ  sind, und das dafür gezahlte Capital bei dem Schuhmacher Heinrich 
MohrboƩ er belegt ist.“; Rb. 1863/64, 17; Rb. 1864/65, Vorbericht, 7: „Mit der 
vorigjährigen Rechnungsablage ist eine Veränderung eingetreten, indem der Rest 
der Kaufgelder für die Kuxtheile am Harze ad 10 rthl. auf das Sparcassebuch No 
17994 belegt ist.“
91 AJJWS, Rb. 1853/54, 6.
92 StAH, HR 11 846, Brief des Fidei-Commiß-Adminstrators WesselhoeŌ  an das 
Armen-Collegium der Königlichen Residenz-Stadt Hannover vom 12. Oktober 
1830, betriŏ   Einholung einer Autorisierung zur Kündigung und Neubelegung von 
4.500 Rhtl. Gold, welche das Schulzen-Collegium für erforderlich hielt; Brief des 
Herrn WesselhoeŌ  an den Stadt-Direktor vom 26. April 1831 (No1123), betriŏ   die 
Kündigung eines bei der Cämmerey-Casse belegten Kapitals von 4500 Rth. Gold.
93 AJJWS, Rb. 1885/86, 7: „Die Schuldverschreibung über die vorstehenden 15000 
M mit Hypothekenbrief und dem s. g. GaranƟ eschein sind am 29. Januar 1886 in 
gerichtliche Verwahrung gegeben.“
94 AJJWS, Rb. 1857/58, Nachträge zu vorstehender InstrukƟ on; Rb. 1865/66, 9; Rb. 
1875/76, 9; Rb. 1889/90, 18 f.
95 AJJWS, Rb. 1863/64, 1; Rb. 1885/86, 9; Rb. 1895/96, 15 f.; Rb. 1899/1900, 16.
96 AJJWS, Rb. 1853/54, 6; die Zinssätze wurden in jedem Rechnungsbuch unter 
„Einnahmen aus ausgeliehenen Kapitalien“ angegeben.
97 C.-H. Hauptmeyer, 222.

Quellen

Archiv der Johann-Jobst-Wagenerschen SƟ Ō ung (AJJWS) als Depositum im 
Stadtarchiv Hannover
Rechnung der Armen-SƟ Ō ung des weil. Bäckeramtsmeisters Johann Jobst Wagener 
auf der Neustadt Hannover vom …, (= Rb.)
Jahrgang 1853/54 bis
Jahrgang 1899/1900
bis auf die fehlenden Jahrgänge 1855/56 und 1856/57.
Belege zu der Rechnung der Armen-SƟ Ō ung des weil. Bäckeramtsmeisters Johann 
Jobst Wagener auf der Neustadt Hannover vom …, (= Bb.)
Jahrgang 1853/54 bis
Jahrgang 1899/1900
bis auf die fehlenden Jahrgänge 1855/56, 1856/57, 1858/59 und 1890/91.
Stadtarchiv Hannover (StAH)
HR 11 846 und HR 11 847
- Magistrat der Königlichen Haupt- und Residenzstadt Hannover. A. Stadtverwaltung. 
XI. SƟ Ō ungen und Vermächtnisse. 2 H. SonsƟ ge SƟ Ō ungen und Vermächtnisse; 
Akten betreff end die SƟ Ō ung des Bäckeramtsmeisters Johann Jobst Wagener für die 
Armen der Neustadt.
K 1001 / Fach 2
- Karte (ohne Titel), Neuplanung der westlichen Vorstadt, vor allem Goethestraße 
und Goetheplatz.
K-Mag Fach 482 (vorläufi ger Lagerort)
- Karten der im Archiv vorhandenen Adreßbücher der Stadt Hannover.
Stadtarchiv Hameln (StAHm)
Acc. 1 Nr. 2132
- Hamelnsche Anzeigen zum Besten der Armen, 34. Jg., 8. Stück, 24. Februar 1856, 
S. 55 f. (= Franz Georg Ferdinand Schläger, Johann Jobst Wagener).
- Schreiben des Königlichen Amtsgerichts Hannover Abt. II,
vom 13“ Mai 1863, Eingang vom 21.5.1863, No 767.
- Schreiben des Stadtbaumeisters, Bauraths Droste vom 14. Juli 1872.
- Protokoll der Magistratssitzung vom 24. November 1877.
Niedersächsisches Landesarchiv – Hauptstaatsarchiv Hannover (NLA – HStAH)
Hann. 122a 4248
- Acta betreff end die Wagenersche ArmensƟ Ō ung in Hannover.
12 c Hannover 4/3 pg.
- SituaƟ ons-Plan der in der Glocksee belegenen Grundstücke der Johann Jobst 
Wagener’schen FideicommisssƟ Ō ung
Aufgenommen von den Ministerial-Registrator G. O. Engelke im Jahr 1855.
Karten im FindmiƩ elraum
- Plan der Königlichen Residenz-Stadt Hannover der Vorstädte Hannover und 
Glocksee und der Gemeinde Linden, 1854.
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